
Nur wenn eine Aufklärung rechtzeitig
vor dem medizinischen Eingriff — üb-

licherweise am Tag davor — erfolgt und in-
haltlich den Anforderungen der Recht-
sprechung an eine ordnungsgemäße Auf-
klärung entspricht, ist die Entscheidung
des Patienten wirksam. Fehlt eine entspre-
chende ordnungsgemäße Aufklärung, ist
diese unvollständig oder nicht rechtzeitig
erfolgt, wurde der Patient nicht ausrei-
chend über die Risiken des Eingriffs infor-
miert, so ist der Eingriff rechtswidrig. Dies
bedeutet, dass der Patient möglicher-
weise allein auf der Grundlage der fehler-
haften Aufklärung Schadensersatzansprü-
che geltend machen kann.

Im Rahmen der Aufklärung muss der Pa-
tient über bestehende Behandlungsalterna-
tiven, das beabsichtigte Operationsverfah-
ren und die Risiken des Eingriffs informiert
werden. Kliniken verwenden häufig standar-
disierte Aufklärungsformulare. Dies entbin-
det jedoch den aufklärenden Arzt nicht von
seiner Pflicht, den Vordruck detailliert mit
dem Patienten zu besprechen, weiterge-
hende Risiken schriftlich zu vermerken und
Fragen des Patienten zu beantworten.

Ist ein Eingriff medizinisch nicht erforder-
lich, wie bei einer kosmetischen Operation,
muss die Aufklärung besonders detailliert
und offen erfolgen. Auf alle Risiken muss
deutlich hingewiesen werden. Ist ein Ein-
griff hingegen medizinisch zwingend not-
wendig, besteht gar eine Notfallsituation,
stellt die Rechtsprechung an die Aufklärung
entsprechend geringere Anforderungen.

Kommt es im Anschluss an eine Opera-
tion zu Komplikationen und fühlen Sie sich
über die spezifischen Risiken der durchge-
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Aufklärungsgespräch 

Fünf Regeln gegen Nervosität    
Vor jedem medizinischen Eingriff muss der Patient über die typischen Risiken 
dieser Behandlung aufgeklärt werden. Aber besonders vor Operationen kann 
Aufregung wichtiges Nachfragen verhindern. Dagegen helfen einige Grundregeln.  

führten Operation nicht ordnungsgemäß
aufgeklärt, empfiehlt sich die Überprüfung
der Behandlung und auch der Aufklärung
durch einen auf das Medizinrecht speziali-
sierten Fachanwalt. Ein Erstberatungsge-
spräch bieten viele Kanzleien kostenfrei

an. Berechnet werden kann dafür allen-
falls eine Beratungsgebühr in Höhe von
190 Euro (gemäß RVG).                         �

Rechtsanwalt Martin Reinboth, 

Fachanwalt für Medizinrecht, 

Meinecke & Meinecke Köln 
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Das Aufklärungsgespräch ist für viele Patienten durch eine gewisse Nervosität

 unmittelbar vor dem Eingriff geprägt. Sie sollten daher fünf Grundregeln für das

Aufklärungsgespräch verinnerlichen:

Der behandelnde Arzt oder die Klinik ist verpflichtet, Sie vor dem Eingriff umfassend
über Behandlungsalternativen, das beabsichtigte Verfahren und auch Risiken des Ver-
fahrens aufzuklären. Zögern Sie daher nicht nachzufragen, lassen Sie sich alle für Sie be-
deutsamen Details erklären und achten Sie darauf, dass Entsprechendes auch im Auf-
klärungsbogen notiert wird.

Nehmen Sie, wenn möglich, eine Person Ihres Vertrauens (wie Ehe- oder Lebenspartner)
zum Aufklärungsgespräch mit und gehen Sie es mit dieser Person anschließend noch-
mals durch. Sollten sich noch Fragen ergeben, wenden Sie sich erneut an den aufklären-
den Arzt oder einen anderen Verantwortlichen im Krankenhaus.

Fragen Sie nach einer Kopie des mit Ihnen besprochenen und von Ihnen unterschriebe-
nen Aufklärungsbogens. Achten Sie darauf, dass Sie kein leeres „Standardformular“ er-
halten, sondern eine Kopie des von Ihnen unterzeichneten Aufklärungsbogens mit
handschriftlichen Anmerkungen.

Werden im Rahmen des Aufklärungsgesprächs besondere Vereinbarungen getroffen,
wie Operation nur durch den Chefarzt , wird ein bestimmtes Operationsverfahren verein-
bart (zum Beispiel offener Bauchschnitt statt minimal-invasiver Vorgehensweise), beste-
hen Sie darauf, dass auch diese Sondervereinbarungen im Aufklärungsgespräch doku-
mentiert werden.

Unterschreiben Sie einen Aufklärungsbogen nur, wenn Sie sich umfassend informiert
fühlen und wirklich mit der beabsichtigten Operation einverstanden sind. Ohne Ihre
Einwilligung kann eine Operation nicht stattfinden. 
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